
7Dienstag, 13. Dezember 2022 
Freiburger Nachrichten grossfreiburg/kanton

Friqueers wurde von einer 
Gruppe junger queerer 
Freiburgerinnen und 
Freiburger gegründet  
und ist eine Anlaufstelle 
für queere Menschen, die 
diverse Veranstaltungen  
organisiert.

Maria Kafantari 

FREIBURG  Friqueers: So heisst 
eine Gruppe aus Freiburg, die 
für queere Menschen ins Leben 
gerufen wurde und regelmässig 
verschiedene Anlässe organi-
siert. Die Idee zur Gruppe ent-
stand, weil der «Typisch jung»-
Journalist Yannic Neuhaus, die 
nonbinäre Person (siehe Kasten) 
Maxx Misteli und ihr Freundes-
kreis fanden, dass es in Freiburg 
zu wenig Veranstaltungen für 
queere Menschen gebe. «Für 
viele Events müssen wir nach 
Bern, Zürich oder Genf fahren», 
sagt der 19-jährige Neuhaus. 
«Wir wollten das ändern.»

Angefangen habe es mit 
einer Whatsapp-Gruppe, die 
den Namen Friqueers trägt. 
«Fri steht für Freiburg», sagt 
Misteli, queer stehe für die 
LGBTQIA+–Community. Neu-
haus ergänzt: «Also Personen, 
die sich nicht mit der Heterose-
xualität und/oder dem binären 
Geschlechtssystem identifizie-
ren.» In der Whatsapp-Gruppe 
haben die Mitglieder Informa-
tionen zu queeren Events aus 
der Umgebung ausgetauscht.

Ein sicherer Ort
Ein queeres Event ist eine 

Veranstaltung, die von quee-

ren Menschen für queere Men-
schen organisiert wird. «Natür-
lich sind auch alle anderen 
Menschen, die sich nicht mit 
dem Label queer identifizieren 
können, willkommen, solange 
sie respektvoll sind», sagt Mis-
teli. Die Atmosphäre an einem 
solchen Anlass sei anders, die 
Akzeptanz höher, und nie-
mand hätte Angst, sich selbst 
zu sein, so Neuhaus. «Queere 
Menschen fühlen sich an sol-
chen Veranstaltungen einfach 
sicherer und wohler», fügt Mis-
teli hinzu.  

Die Vereinigung ist dann im-
mer mehr gewachsen. Im Früh-
jahr 2022 ist alles offizieller ge-
worden. Ein Instagram-Ac-
count hat die Whatsapp-Grup-
pe ergänzt, und die Mitglieder 
haben angefangen, selbst An-
lässe in Freiburg zu organisie-
ren.  Sie sind zwischen 14 und 
25 Jahre alt – rund 90 Personen 
sind aktuell in der Whatsapp-
Gruppe. Über 200 folgen ihr 
auf Instagram.

Picknick bis Partys
«Wir haben bereits mehrere 

Picknicks durchgeführt, sind 

im Sommer Sterne beobachten 
gegangen und haben eine Hal-
loweenparty veranstaltet», 
sagt Neuhaus. Misteli ergänzt: 
«Wir veranstalten nicht nur 
Partys, sondern wollen be-
wusst auch Anlässe organisie-
ren, die tagsüber stattfinden 
und an die jede Person kom-
men kann.» Die Gruppe möch-
te Anlässe von queeren Men-
schen für queere Menschen or-
ganisieren, aber auch Men-
schen zusammenbringen und 
eine Plattform des Kennenler-
nens sein. 

Mit Eiern beworfen
An einem ihrer Anlässe wur-

de die Gruppe jedoch Opfer von 
Beleidigungen, und das 
Gebäude, in dem sie sich ge-
troffen hatte, wurde mit Eiern 
beworfen. Auslöser dafür war 
eine LGBTQIA+-Flagge, die sie 
aufgehängt hatten. 

«Dieser Vorfall hat uns ge-
zeigt, dass gewisse Personen 
immer noch Mühe damit ha-
ben, dass es Menschen gibt, 
die nicht heterosexuell sind», 
sagt Neuhaus. Viele der Mit-
glieder würden zudem regel-

mässig mit Diskriminierung in 
Kontakt kommen, sei es in der 
Familie oder auf der Strasse. 
Für ihn zeige sich dadurch 
auch, wie wichtig Gruppen für 
queere Menschen sind. Denn 
in diesen könnten die Mitglie-
der genau nach solchen Atta-
cken ein geschütztes Umfeld 
finden. 

Nächste Anlässe geplant
Und wie geht es nun weiter? 

Für Neuhaus und Misteli ist 
klar, dass die Gruppe bestehen 

bleibt. Sie wollen weiterhin für 
queere Menschen aus Freiburg 
da sein. «Wir haben jetzt zwar 
eine längere Pause gehabt», 
sagt Misteli. Aber sie seien nun 
bereit, wieder mehr Präsenz zu 
zeigen. Der nächste Anlass ist 
auch schon geplant und wird 
bereits in einigen Wochen 
stattfinden – gemeinsames  
Guetzlibacken steht auf dem 
Programm. 

Weitere Informationen sind auf dem 
Instagram-Account der Gruppe zu 
finden: www.instagram.com/friqueers/

Yannic Neuhaus (links) und Maxx Misteli von der Gruppe Friqueers, die regelmässig Picknicks, Spielabende und Partys organisiert, wo sich queere 
Menschen aus Freiburg treffen und austauschen können.  Bild Charles Ellena

Eine Gruppe von queeren Menschen 
für queere Menschen

Christine Bulliard-Marbach
Nationalrätin Die Mitte

«Wir müssen den 
Kinderschutz im 
Gesetz verankern»

Wieso verlangen Sie in Ihrer 
Motion, dass der Schutz der 
Kinder vor Gewalt in der 
Erziehung explizit auch im 
Zivilgesetzbuch verankert 
werden soll? Das Züchti-
gungsrecht der Eltern wurde 
bereits 1978 aus dem 
Gesetzbuch gestrichen. Der 
Bundesrat stellt sich deshalb 
auf den Standpunkt, dass die 
geltende Rechtslage zum 
Schutz der Kinder genüge.
Im Moment ist körperliche 
Züchtigung nicht explizit 
verboten. Das ist ein falsches 
Zeichen an die Eltern. Wir 
dürfen nicht vergessen: Laut 
einer Studie der Universität 
Freiburg werden in der Schweiz 
auch heute noch rund 130 000 
Kinder geschlagen. 40 Prozent 
aller befragten Eltern wenden 
in der Erziehung körperliche 
oder psychische Gewalt an. 
Und es geht hier nicht um 
einmalige Ausrutscher wie 
etwa eine Ohrfeige, sondern 
um systematische, regelmässi-
ge Gewalt. Damit Eltern ihr 
Verhalten ändern, müssen wir 
Klarheit schaffen und den 
Kinderschutz explizit im Gesetz 
verankern. Nicht nur zum 
Schutz der Kinder, sondern 
auch zum Schutz der Eltern.
 
Die Schweiz hat 1997 die 
UN-Konvention für die Rechte 
der Kinder unterschrieben 
und sich damit völkerrechtlich 
verpflichtet, Kinder vor jeder 
Form von Misshandlung zu 
schützen. Dazu gehört auch 
ein gesetzlich verankertes 
Recht auf gewaltfreie 
Erziehung. Hat die Schweiz da 
ihre Hausaufgaben noch nicht 
gemacht?
Die Schweiz wurde von der 
UNO schon mehrmals gerügt, 
dass sie nicht einhält, was sie 
unterschrieben hat. Erfahrun-
gen in unseren Nachbarlän-
dern zeigen, dass das 
Gewaltniveau deutlich 
gesunken ist, seit entspre-
chende Gesetze eingeführt 
worden sind.
 
Am Mittwoch berät der 
Ständerat. Wie schätzen Sie 
die Chancen ein, dass die 
kleine Kammer die Motion 
annehmen wird? 
Im Gegensatz zur Meinung 
des Bundesrats hat der 
Nationalrat der Motion 
grossmehrheitlich zuge-
stimmt. Auch die Rechtskom-
mission des Ständerats hat 
sich positiv dazu geäussert. 
Deshalb bin ich sehr zuver-
sichtlich, dass sich auch im 
Ständerat eine Mehrheit für 
mehr Kinderschutz ausspre-
chen wird. fos/Bild ca/a
Während den Sessionen im 
Bundeshaus befragen die FN jede 
Woche eine Parlamentarierin oder 
einen Parlamentarier der 
Freiburger Delegation zu einem 
aktuellen Thema.

Aus dem  Aus dem  
BundeshausBundeshaus

Definition

LGBTQIA+ steht für 
sexuelle Orientierung
LGBTQIA+ ist eine Abkürzung 
für lesbisch, schwul, bisexuell, 
trans, queer, intersexuell und 
asexuell. Das sind Bezeich-
nungen für sexuelle Orientie-
rungen und Formen der 
Identität. Das Plus-Zeichen 
steht für weitere Geschlechts-
identitäten. Eine Person, die 
nonbinär ist, identifiziert sich 
nicht oder nur teilweise mit 
einem der beiden binären 
Geschlechter «weiblich» oder 
«männlich». km

Laut der Kantonspolizei Freiburg 
gab es in diesem Jahr bisher 
sieben Vorfälle, die gegen die 
LGBTQIA+-Community gerichtet 
waren. Im Jahr 2021 wurden 
deren 14 gezählt, 2020 waren es 
zwölf Fälle. Dabei handle es sich 
mehrheitlich um Drohungen und 
Beleidigungen. Körperliche 
Gewalt sei jedoch ebenfalls 

vertreten, wie die Kantons- 
polizei Freiburg schreibt. Die 
Situation soll seit dem Jahr  
2020 ziemlich stabil sein. Einige 
Anzeigen würden aber teils erst 
nach einer gewissen Zeit nach 
der Straftat eingereicht, darum 
könnten sich die Zahlen der 
aktuellen Statistiken noch 
verändern. km

Zahlen und Fakten

Attacken auf die Community

Spendenaktion  
im Avry-Centre
AVRY-SUR-MATRAN Im 
Einkaufszentrum Avry-Centre 
vor den Toren Freiburgs findet 
vom Dienstag, 13. Dezember bis 
am Freitag, 16. Dezember die 
Solidaritätsaktion «Tanne des 
Herzens» statt. Dahinter steht 
eine Freiwilligengruppe von 
Terre des Hommes Freiburg, 
wie die Stiftung in einer 
Mitteilung schreibt. Im Rahmen 
der Aktion werden bei den 
Haupteingängen Dekorationen 
und Festartikel angeboten und 
dabei Spenden entgegenge-
nommen. Der Erlös geht an das 
Kinderhilfswerk Terre des 
Hommes. Mit dem Geld sollen 
beispielsweise die Behandlung 
mangelernährter Kinder in 
Burkina Faso oder die Abgabe 
von Saatgut für Biogärten in 
Indien unterstützt werden. mbe

Express

Der neue Bundesbeschluss 
zur OECD-Mindeststeuer 
beeinflusst auch die 
Finanzen des Kantons 
Freiburg.Der Staatsrat setzt 
sich für eine gerechte 
Verteilung der Einnahmen 
zwischen Bund und 
Kantonen ein.

Sven Florin

FREIBURG  Nach dem Bundes-
beschluss über die besondere 
Besteuerung grosser Unter-
nehmensgruppen debattieren 
Bund und Kantone über die 
Neuverteilung der künftigen 
Steuermehreinnahmen. In 
ihrer Antwort auf eine parla-

mentarische Anfrage der See-
bezirkler Grossrätinnen Julia 
Senti (SP, Murten) und Chantal 
Müller (SP, Sugiez) spricht sich 
die Kantonsregierung für 
einen Kantonsanteil von 75 
Prozent des Steuersubstrats 
aus. Der Bund erhalte die ver-
bleibenden 25 Prozent der 
Mehreinnahmen. Elf weitere 
Kantone sowie die Konferenz 
der nationalen Finanzdirek-
torinnen und Finanzdirekto-
ren schlugen die gleiche Um-
setzungsvariante vor.

Der Staatsrat sei zudem be-
strebt, diese Regelung in der 
Verfassungsbestimmung zu 
verankern. Nur so könne si-
chergestellt werden, dass der 
Gesetzgeber bei der Ausarbei-

tung des Gesetzes an der ver-
einbarten Aufteilung festhält.

Schwierige Schätzung
Wie hoch denn nun genau 

die zusätzlichen Steuereinnah-
men durch den neuen Bundes-
beschluss ausfallen werden, 
weiss auch der Staatsrat nicht. 
Nach Berechnungen der Bera-
tungsfirma BSS wären es 25,1 
Millionen Franken, nach Anga-
ben des Bundes zwischen 27 
und 68 Millionen Franken. Die 
Kantonsregierung vermutet je-
doch, dass diese Zahlen deut-
lich zu hoch sind, da nur rund 
30 Unternehmen im Kanton 
von der Mindeststeuer betrof-
fen sind. Die kantonale Steuer-
verwaltung rechnet eher mit 

Mehreinnahmen in der Grös-
senordnung von 5 bis 10 Millio-
nen Franken.

Keine anderen Varianten
In ihrer Anfrage stellen die 

Grossrätinnen auch alternative 
Umsetzungsvarianten für die 
Verteilung der neuen Steuerein-
nahmen zwischen Bund und 
Kantonen vor. Diese stützen 
sich auf Modellschätzungen 
aus einer von der SP Schweiz in 
Auftrag gegebenen BSS-Studie. 
Der Staatsrat schreibt in seiner 
Antwort jedoch, dass er die vor-
gelegten Alternativen katego-
risch ablehne. Er bemängelt 
hierbei die Hypothesen des 
BSS-Berichts, die mit Unsicher-
heiten behaftet seien.

Kantonsanteil soll 75 Prozent  
der Steuermehreinnahmen betragen


